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Teilrevision des Fernmeldegesetzes (FMG) im Bereich Sicherheit 

Eröffnung 27.05.2026 

Eingabefrist 17.09.2026 

Zuständiges De-
partement 

Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und 
Kommunikation (UVEK) 

Zuständige Bun-
desstelle 

Bundesamt für Kommunikation (BAKOM) 

Zuständige Orga-
nisation 

Telecomrecht 

Adresse Zukunftstrasse 44, 2500, Biel/Bienne 

Kontaktperson 
Joëlle Pizarro (tp-secretariat@bakom.admin.ch), Stéphane Bondal-
laz (tp-secretariat@bakom.admin.ch) 
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Wichtige Hinweise zur Bearbeitung 

1. Erfassen Sie Ihre Stellungnahme direkt in diesem Word-Dokument. Verwenden Sie 
dafür kein separates Dokument. 

2. Die blau hinterlegten Standardfelder werden beim Hochladen in Consultations 
nicht übernommen. Kontaktinformationen bearbeiten Sie bitte direkt in Consultations. 

3. Wählen Sie zu jeder erfassten Stellungnahme eine Antwortoption aus. 

4. Die Erfassung einer Stellungnahme ist freiwillig. Wenn Sie jedoch eine Stellung-
nahme erfassen, muss auch eine Antwortoption ausgewählt werden. Andernfalls 
kann die Eingabe nicht berücksichtigt werden. 

5. Ändern Sie die Formatierung innerhalb der Eingabefelder nicht. Texte ausserhalb der 
vorgesehenen Felder werden beim Hochladen nicht übernommen. Vor dem Hochla-
den müssen alle nachverfolgten Änderungen im Word-Dokument akzeptiert oder ver-
worfen sein. 

6. Pro Textfeld werden maximal 10’000 Zeichen übernommen. Längere Inhalte werden 
abgeschnitten. 

7. Eine Anleitung zur Nutzung der Word-Vorlage finden Sie unter: Hilfe & Kontakt - Up-
load-Word 

8. Bei Fragen steht Ihnen der Fachdienst Consultations zur Verfügung:consulta-
tions@gs-edi.admin.ch 

  



3 

Kontaktangaben zur Stellungnahme 

Name der Person oder Organisation  

Abkürzung  

Abteilung / zuständige Stelle  

Adresse  

Vorname  

Nachname  

Telefonnummer für Rückfragen  

Eingereicht am  
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Detaillierte Stellungnahme 

Abschnitt / Titel / 
Frage 

Art. 3a Rechte und Pflichten von Eigentümerinnen und Betreiberin-
nen von Fernmeldeanlagen oder Kabelkanalisationen 

Artikeltext / wei-
tere Informatio-
nen 

Einfügen vor dem Gliederungstitel des 2. Kapitels 
 
1 Die in den Artikeln 35–37 genannten Rechte und Pflichten von An-
bieterinnen von Fernmeldediensten gelten sinngemäss für: 
 
 a. Eigentümerinnen und Betreiberinnen von Fernmeldeanla-
gen zur Bereitstellung von Fernmeldediensten, die diese Dritten zur 
Verfügung stellen oder dies beabsichtigen; 
 
 b. Eigentümerinnen von Kabelkanalisationen, die diese Dritten 
zur Verfügung stellen oder dies beabsichtigen. 
 
2 Soweit es für den wirksamen Wettbewerb beim Erbringen von 
Fernmeldediensten notwendig ist, kann der Bundesrat vorsehen, 
dass andere Bestimmungen dieses Gesetzes, welche die Rechte und 
Pflichten von Anbieterinnen von Fernmeldediensten regeln, sinnge-
mäss für die Eigentümerinnen und Betreiberinnen von Fernmeldean-
lagen oder Kabelkanalisationen nach Absatz 1 gelten. 

Antwortoption 
auswählen 

Ablehnung 

Gegenvorschlag 
(bei «Zustim-
mung mit An-
passung» oder 
«Ablehnung») 

      

Begründung / 
Bemerkung 

Vorbemerkungen 

Die Swiss4net Holding AG (eine Holdinggesellschaft) und ihre Toch-
tergesellschaften (sogenannte Betriebsgesellschaften) (nachfolgend 
zusammen Swiss4net) sind in verschiedenen Schweizer Ortschaf-
ten als Anbieterinnen sog. “unbeleuchteter”, passiver Glasfaserver-
bindungen tätig. Swiss4net baut und betreibt hierfür Glasfasernetze 
von der jeweiligen eigenen Anschlusszentrale (central office, CO) bis 
hin zu den optischen Telekommunikationssteckdosen (optical tele-
communications outlet, OTO) in der Wohnung bzw. im Geschäft. Die 
einzelnen Fasern dieser Netze stellt Swiss4net interessierten Fern-
meldedienstanbieterinnen jeweils als sogenanntes “Layer-1”-
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Angebot – für rein passive Übertragung, d.h. ohne die für eine licht-
leiterbasierte Signalübertragung zusätzlich erforderlichen aktiven 
elektronischen Gerätschaften – zur Verfügung. Swiss4net erbringt 
also selbst keine Fernmeldedienste im Sinne von Art. 3 lit. b FMG, 
sondern überlässt ihre Glasfaserleitungen zu diesem Zweck entgelt-
lich diskriminierungsfrei an Dritte (Fernmeldedienstanbieterinnen). 
Swiss4net hat mit einer Vielzahl von Fernmeldedienstanbieterinnen 
nach kommerziellen Verhandlungen Verträge über die Nutzung ihrer 
flächendeckend und diskriminierungsfrei gebauten und OTO ready 
for service betriebenen FTTH-P2P-Glasfasernetze abgeschlossen. 
Der private oder geschäftliche Endkunde (Nutzer der Internet-TV-Te-
lefon-Services) schliesst dann mit der Fernmeldedienstanbieterin 
(nicht mit Swiss4net) direkt einen Vertrag ab und hat dabei die freie 
Anbieterwahl, da sämtliche Fernmeldedienstanbieterinnen die Glas-
faserleitungen von Swiss4net gegen ein marktorientiertes Entgelt 
diskriminierungsfrei nutzen können. Swiss4net ist somit eine Darkfi-
ber-Anbieterin im Sinne des Erläuternden Berichts des UVEK zur Er-
öffnung des Vernehmlassungsverfahrens vom 27. Mai 2026 (vgl. 
S. 25 und 26). 

Zur Frage, ob Darkfiber-Anbieterinnen unter geltendem Recht der 
Zugangsverpflichtung von Art. 35b Abs. 2 FMG unterstehen, ist ein 
Verfahren rechtshängig, welches Swiss4net betrifft. Die Eidgenössi-
sche Kommunikationskommission ComCom und das Bundesverwal-
tungsgericht haben diese Frage auf dem Weg der Lückenfüllung be-
jaht, obwohl Art. 35b Abs. 2 FMG auslegungsgemäss neben Liegen-
schaftseigentümern nur Fernmeldedienstanbieterinnen erfasse, nicht 
aber Darkfiber-Anbieterinnen. Ein Entscheid des Bundesgerichts zu 
dieser Rechtsfrage ist zurzeit pendent. 

Bei der mit Art. 3a Abs. 1 lit. a VE-FMG geplanten Ausweitung von 
Rechten und Pflichten auf “Eigentümerinnen und Betreiberinnen von 
Fernmeldeanlagen zur Bereitstellung von Fernmeldediensten, die 
diese Dritten zur Verfügung stellen oder dies beabsichtigen”, geht es 
nicht um eine blosse “Klarstellung“ (wie auf S. 24 und 25 des Erläu-
ternden Berichts zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
vom 27. Mai 2026 vermerkt). Vielmehr würde damit eine nach An-
sicht von Swiss4net heute nicht bestehende Rechtsgrundlage (unter 
anderem und insbesondere) für eine Zugangsverpflichtung von 
Darkfiber-Anbieterinnen wie Swiss4net nachträglich neu geschaffen. 
Es handelt sich somit um eine eigentliche “lex Swiss4net” für den 
Fall, dass das Bundesgericht entscheidet, dass Darkfiber-Anbieterin-
nen nicht auf dem Weg der Lückenfüllung unter Art. 35b Abs. 2 FMG 
subsumiert werden können. 

Die vorliegende Vernehmlassungsantwort von Swiss4net beschränkt 
sich auf die geplante Unterstellung von Darkfiber-Anbieterinnen 
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gemäss Art. 3a Abs. 1 lit. a VE-FMG. Swiss4net verzichtet auf eine 
Stellungnahme zur ebenfalls geplanten Unterstellung von Eigentü-
merinnen von Kabelkanalisationen gemäss Art. 3a Abs. 1 lit. b VE-
FMG. Einem grundsätzlichen Recht auf Zugang zu passiven Infra-
strukturen im öffentlichen Grund steht Swiss4net positiv gegenüber 
(vgl. hierzu die Antwort auf den separaten Fragebogen zur Vernehm-
lassungsvorlage bezüglich “Klärung der Notwendigkeit von Begleit-
massnahmen zur Begünstigung des Netzausbaus”). 

Bewusster gesetzgeberischer Verzicht auf eine Zugangsver-
pflichtung von Darkfiber-Anbieterinnen im Rahmen der FMG-Re-
vision 2019 

Art. 35b FMG wurde im Rahmen einer grösseren FMG-Revision am 
22. März 2019 erlassen (FMG-Revision 2019). Das Geschäftsmo-
dell reiner Infrastrukturanbieterinnen (insbesondere Darkfiber-Anbie-
terinnen wie Swiss4net) war zu diesem Zeitpunkt längst bekannt, so-
wohl dem Bundesamt für Kommunikation BAKOM als auch dem Ge-
setzgeber. 

Das BAKOM verweist auf seiner Liste von FTTH-Betreiberinnen seit 
mindestens Anfang 2017 auf ”Firmen, die nur ”dark fibre” anbieten” 
(vgl. heute https://www.bakom.admin.ch/de/verlegung-der-glasfaser-
in-der-schweiz#FTTH-Betreibernummer). 

Die vorberatende Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des 
Nationalrates (KVF-N) führte am 7. November 2017, vor Aufnahme 
der Beratungen der FMG-Revision 2019, umfangreiche Anhörungen 
mit verschiedenen Unternehmen und Organisationen durch. Unter 
diesen Unternehmen befand sich auch die Swiss Fibre Net AG, ein 
Gemeinschaftsunternehmen lokaler und regionaler Energieversor-
ger, zu deren Netzverbund zum damaligen Zeitpunkt auch Swiss4net 
mit ihren FTTH-Glasfasernetzen in Baden und Ennetbaden sowie in 
Chiasso, Vacallo, Morbio Inferiore und Balerna gehörte (heute ist 
dies nicht mehr der Fall). Der vorberatenden KVF-N, d.h. rund 25 
von 200 Nationalrätinnen und Nationalräten, war somit bewusst, 
dass es reine Netzbauer mit unbeleuchteten passiven Glasfasern 
wie z.B. Swiss4net gibt. 

Auch die Beratungen im Parlament anlässlich der FMG-Revision 
2019 über die Einführung eines weitergehenden Mitbenutzungs-
rechts mit Bezug auf passive Infrastruktur zeigen auf, dass dem Ge-
setzgeber weitere mögliche Adressaten für eine Zugangs- und Mit-
benutzungsverpflichtung (wie insbesondere Darkfiber-Anbieterinnen) 
bekannt waren, auf eine weitergehende Regulierung aber verzichtet 
wurde. Der Vorentwurf zur FMG-Revision 2019 hatte eine Zugangs-
verpflichtung bzw. umgekehrt ein Mitbenutzungsrecht für sämtliche 
geeigneten passiven Infrastrukturen vorgesehen. Auch unter dieses 
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weitergehende Mitbenutzungsrecht wären unbeleuchtete Glasfasern 
(Darkfiber) aber nicht gefallen (vgl. Erläuterungsbericht des UVEK 
zur Änderung des Fernmeldegesetzes vom 11. Dezember 2015, 
S. 75). Im Rahmen der parlamentarischen Beratungen der FMG-Re-
vision 2019 wurde im Nationalrat nochmals ein Minderheitsantrag 
gestellt, auch Eigentümer von passiver Infrastruktur zur Duldung der 
Mitbenutzung ihrer Anlagen zu verpflichten (Minderheitsantrag 
Hardegger für Art. 36a-c FMG; Amtliches Bulletin 2018 N 1718 und 
1720 ff.). Dieser Minderheitsantrag wurde aber vom Nationalrat ab-
gelehnt (Amtliches Bulletin 2018 N 1723). A maiore ad minus sind 
damit Darkfiber-Anbieterinnen nach geltendem Recht nicht der enger 
gefassten Zugangsverpflichtung von Art. 35 Abs. 2 FMG unterstellt. 
Der Gesetzgeber hat in der FMG-Revision 2019 bewusst darauf ver-
zichtet, Darkfiber-Anbieterinnen der Zugangsverpflichtung von 
Art. 35b Abs. 2 FMG zu unterstellen. 

Da Art. 35b Abs. 2 FMG somit bewusst auf Fernmeldedienstanbiete-
rinnen beschränkt wurde, liegt kein Versehen des Gesetzgebers vor, 
das mittels einer ”Klarstellung” (vgl. zur Verwendung dieses Begriffs 
im Erläuternden Bericht des UVEK den obenstehenden Abschnitt 
”Vorbemerkungen”, dritter Absatz) zu beheben wäre. Es trifft ent-
sprechend auch nicht zu, dass es ”nie Absicht der Fernmeldegesetz-
gebung” war, Fernmeldedienstanbieterinnen und Darkfiber-Anbiete-
rinnen ungleich zu behandeln (wie das UVEK im Erläuternden Be-
richt zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens vom 27. Mai 
2026 auf Seite 25 pauschal behauptet). Es ist kein Grund ersichtlich, 
auf den im Rahmen der FMG-Revision 2019 getroffenen Entscheid 
zurückzukommen und Pflichten von Darkfiber-Anbieterinnen neu ein-
zuführen. 

Selbstverständlich steht es dem Gesetzgeber frei, eine Ausweitung 
auf Darkfiber-Anbieterinnen zu beschliessen, wie sie in Art. 3a 
Abs. 1 lit. a VE-FMG vorgesehen ist (zur Unzulässigkeit von Art. 3a 
Abs. 2 VE-FMG vgl. den untenstehenden Abschnitt ”Ablehnung von 
Art. 3a Abs. 2 VE-FMG aus zusätzlichem Grund”). In der Sache ist 
eine solche Ausweitung aber aus den folgenden Gründen abzu-
lehnen. 

Grundlegender Unterschied zwischen Fernmeldedienstanbiete-
rinnen und Darkfiber-Anbieterinnen 

Das Geschäftsmodell von Darkfiber-Anbieterinnen unterscheidet sich 
grundlegend von demjenigen von Fernmeldedienstanbieterinnen. 
Darkfiber-Anbieterinnen wie Swiss4net bieten keine Fernmelde-
dienste an Endkunden an. Sie sind diesem Endkundenmarkt vorge-
lagert und bieten den Zugang zu ihren Glasfasernetzen auf Layer 1 
an Fernmeldedienstanbieterinnen an. Darkfiber-Anbieterinnen sind 
auf dem nachgelagerten Dienstleistungsmarkt (Fernmeldedienste) 
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nicht selbst tätig. Deshalb sind sie gerade daran interessiert, ihre 
Glasfasernetze diskriminierungsfrei sämtlichen interessierten Fern-
meldedienstanbieterinnen entgeltlich zur Verfügung stellen. Darin 
besteht ihr Geschäft. 

Wettbewerbsprobleme und damit zusammenhängende Angebotsbe-
schränkungen, die der Gesetzgeber mit der Einführung des Zu-
gangsrechts gemäss Art. 35b FMG verhindern wollte, ergeben sich 
primär dann, wenn eine Fernmeldedienstanbieterin gebäudeinterne 
Anlagen ab dem Gebäudeeinführungspunkt (building entry point, 
BEP) zwecks Förderung der selbst angebotenen Fernmeldedienste 
aus Verdrängungsabsicht monopolisieren will. Wer ein Netz baut und 
selbst Fernmeldedienste darauf anbietet, kann ein kommerzielles In-
teresse daran haben, anderen Fernmeldedienstanbieterinnen den 
Zugang zum eigenen Netz zu verwehren oder jedenfalls so unattrak-
tiv wie möglich zu gestalten, um so Konkurrenz zu den eigenen 
Fernmeldediensten zu verhindern.  

Bei Darkfiber-Anbieterinnen fehlt es aber aus den genannten Grün-
den gerade an dieser Diskriminierungsgefahr, d.h. der Gefahr der 
Bevorzugung des eigenen Fernmeldedienstangebots, und der Mono-
polisierungsgefahr. Darkfiber-Anbieterinnen wie Swiss4net wollen 
ihre Glasfasernetze gerade allen Fernmeldedienstanbieterinnen dis-
kriminierungsfrei gegen Entgelt von CO bis und mit OTO zur Verfü-
gung stellen, was dem freien Wettbewerb entspricht. Die Wahlfreiheit 
der Endkunden (Private, Geschäfte) auf dem nachgelagerten End-
kundenmarkt ist dadurch gewährleistet, dass diese eine freie Anbie-
terwahl haben. Die flächendeckenden und diskriminierungsfreien 
Glasfasernetze Punkt-zu-Punkt von Swiss4net ermöglichen die Er-
bringung von allen geforderten Services (wie symmetrischer Up-
Download-Geschwindigkeit) und dies in bester Qualität mit höchster 
Performance. 

Aufgrund dieses grundlegenden Unterschieds im Geschäftsmodell 
ist es nicht erforderlich und nicht angebracht, Darkfiber-Anbieterin-
nen den gleichen Pflichten (insbesondere der Zugangsverpflichtung 
gemäss Art. 35b Abs. 2 FMG) zu unterstellen, die für Fernmelde-
dienstanbieterinnen gelten. 

Wesentlich andere, nachteilige Auswirkungen auf Darkfiber-An-
bieterinnen 

Aufgrund des erwähnten grundlegenden Unterschieds im Geschäfts-
modell hätten zusätzliche Pflichten (insbesondere die Zugangsver-
pflichtung gemäss Art. 35b Abs. 2 FMG) auch wesentlich andere, 
nachteilige Auswirkungen auf Darkfiber-Anbieterinnen.  
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Würden Darkfiber-Anbieterinnen verpflichtet, einer nachsuchenden 
Fernmeldedienstanbieterin den Zugang zu ihren Glasfasern beim 
BEP zu gewähren, würde ihnen dadurch der Umsatz auf der ganzen 
gebauten durchgehenden Glasfaser (von CO bis und mit OTO) ent-
gehen. Mit anderen Worten wäre es Darkfiber-Anbieterinnen verun-
möglicht, die Glasfaser auf der ganzen Länge zu kommerzialisieren 
und damit ihre Investitionen zu amortisieren und einen angemesse-
nen Gewinn zu erzielen. Der kommerzielle Anreiz, ein vollständiges 
Glasfasernetz von CO bis und mit OTO zu erstellen, entfällt, wenn 
Darkfiber-Anbieterinnen davon ausgehen müssten, die Glasfasern 
nicht mehr auf der ganzen Länge kommerzialisieren zu können. 

Eine preisregulierte Zugangsverpflichtung von Darkfiber-Anbieterin-
nen nur ab dem Teilstück vom BEP zu den OTO-Dosen in der Woh-
nung bzw. im Geschäft würde das Geschäftsmodell von Darkfiber-
Anbieterinnen wie Swiss4net grundsätzlich in Frage stellen (Enteig-
nung) und jegliche zukünftige Glasfaserinvestitionen von Darkfiber-
Anbieterinnen zum Erliegen bringen. Es wäre sogar mit einem Aus-
scheiden der bestehenden Darkfiber-Anbieterinnen aus dem Markt 
zu rechnen. Dies wäre dem funktionierenden Wettbewerb im Fern-
meldedienstmarkt (vgl. Art. 1 Abs. 2 lit. c FMG), d.h. dem nachgela-
gerten Endkundenmarkt, abträglich, da der Ausbau von Glasfaser-
netzen in der Schweiz verlangsamt und die Verfügbarkeit von Glas-
faseranschlüssen für Endkunden reduziert würden. 

Aufgrund der wesentlich anderen, nachteiligen Auswirkungen ist es 
nicht angebracht, Darkfiber-Anbieterinnen den gleichen Pflichten 
(insbesondere der Zugangsverpflichtung gemäss Art. 35b Abs. 2 
FMG) zu unterstellen, die für Fernmeldedienstanbieterinnen gelten. 

Ablehnung von Art. 3a Abs. 2 VE-FMG aus zusätzlichem Grund 

In Art. 3a Abs. 2 VE-FMG ist eine Delegationsnorm vorgesehen, die 
es dem Bundesrat erlauben würde, andere Bestimmungen des Fern-
meldegesetzes (als die in Art. 3a Abs. 1 VE-FMG ausdrücklich ge-
nannten Art. 35-37 FMG), welche sich gemäss ihrem Wortlaut nur an 
Fernmeldedienstanbieterinnen richten, auf u.a. die Eigentümerinnen 
und Betreiberinnen von Fernmeldeanlagen gemäss Art. 3a Abs. 1 
lit. a VE-FMG auszuweiten. Eine solche Delegation ist unzulässig. 

Gemäss Art. 164 Abs. 1 BV müssen alle wichtigen rechtsetzenden 
Bestimmungen in der Form des Bundesgesetzes erlassen werden, 
u.a. die Einschränkungen verfassungsmässiger Rechte (lit. a) und 
die Rechte und Pflichten von Personen (lit. b). 

Verpflichtungen unter dem FMG haben zudem für die Verpflichteten 
regelmässig einen Eingriff in Grundrechte zur Folge, namentlich in 
die Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 Abs. 1 BV) und in die 
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Eigentumsgarantie (Art. 26 Abs. 1 FMG). Einschränkungen von 
Grundrechten bedürfen einer gesetzlichen Grundlage, wobei 
schwerwiegende Einschränkungen im Gesetz selbst vorgesehen 
sein müssen (Art. 36 Abs. 1 Sätze 1 und 2 BV). 

Die in Art. 3a Abs. 2 VE-FMG vorgesehene Delegation betrifft nicht 
Einzelheiten einer Regelung, sondern den grundsätzlichen Geltungs-
bereich von Vorschriften des FMG. Die Delegationsnorm enthält kei-
nerlei Einschränkungen der Rechte und Pflichten von Fernmelde-
dienstanbieterinnen, welche vom Bundesrat auf Darkfiber-Anbieterin-
nen ausgeweitet werden könnten, und als einzige inhaltliche Vor-
gabe, dass die Ausweitung für den wirksamen Wettbewerb beim Er-
bringen von Fernmeldediensten notwendig sein müsse. Eine solche 
Delegation ist unzulässig. Sie räumt dem Bundesrat einen praktisch 
freien Ermessensspielraum ein, den Geltungsbereich von FMG-Best-
immungen auszuweiten. Damit würde eine wesentliche rechtset-
zende Entscheidung auf die Verordnungsstufe verlagert, was nicht 
zulässig ist. Es handelt sich gerade nicht um den Erlass von bloss 
vollziehendem Ausführungs- und Verordnungsrecht (so der Erläu-
ternde Bericht des UVEK zur Eröffnung des Vernehmlassungsver-
fahrens vom 27. Mai 2026, welcher die Delegationsnorm von Art. 3a 
Abs. 2 VE-FMG im Abschnitt ”Delegation von Rechtsetzungsbefug-
nissen” auf S. 80 in einer Liste von Bestimmungen zwar aufführt, 
aber gerade unerwähnt lässt, dass Art. 3a Abs. 2 VE-FMG es dem 
Bundesrat erlauben würde, neue Rechte oder Pflichten zu begrün-
den, indem er den Adressatenkreis ausweiten könnte). Aufgrund des 
Legalitätsprinzips und des Bestimmtheitsgebots hat der Gesetzgeber 
selbst zu entscheiden, wer die Adressaten einer bestimmten von ihm 
erlassenen Regelung sind. 

Art. 3a Abs. 2 VE-FMG ist entsprechend auch aus diesem zusätzli-
chen Grund abzulehnen. Dass die Delegationsnorm aufgrund des 
Anwendungsgebots in Art. 190 BV für die rechtsanwendenden Be-
hörden verbindlich wäre, bedeutet nicht, dass der Gesetzgeber ver-
fassungswidrige Bestimmungen erlassen darf. 

Fazit 

Zusammenfassend lehnt Swiss4net Art. 3a VE-FMG ab. Der Gesetz-
geber hat im Rahmen der FMG-Revision 2019 bewusst auf eine Zu-
gangsverpflichtung von Darkfiber-Anbieterinnen verzichtet und es ist 
kein Grund ersichtlich, auf diesen Entscheid zurückzukommen und 
Pflichten von Darkfiber-Anbieterinnen neu einzuführen. Aufgrund ei-
nes grundlegenden Unterschieds im Geschäftsmodell von Darkfiber-
Anbieterinnen gegenüber Fernmeldedienstanbieterinnen ist es nicht 
erforderlich und nicht angebracht, Erstere den gleichen Pflichten 



11 

(insbesondere der Zugangsverpflichtung gemäss Art. 35b Abs. 2 
FMG) zu unterstellen wie Letztere. 

Swiss4net betreibt ein open-access Geschäftsmodell und hat bereits 
mit einer Vielzahl von Fernmeldedienstanbieterinnen Verträge abge-
schlossen. Eine Zugangsverpflichtung zulasten von Darkfiber-Anbie-
terinnen belastet ausgerechnet die Unternehmen, die den Ausbau in 
den Kommunen stark voranbringen. Dies bringt Investitionsbereit-
schaft, Finanzierbarkeit und Planungssicherheit künftiger Ausbau-
projekte zum Erliegen. Eine Zugangsverpflichtung zulasten von 
Darkfiber-Anbieterinnen würde ihr Geschäftsmodell grundsätzlich in 
Frage stellen (Enteignung) und jegliche zukünftige Glasfaserinvestiti-
onen von Darkfiber-Anbieterinnen zum Erliegen bringen. Dies würde 
die Remonopolisierung der Telekommunikationsinfrastruktur in der 
Schweiz verstärken. Swisscom wäre das einzige verbleibende natio-
nal tätige Netzbauunternehmen für Glasfasern und der Glasfaser-
ausbau würde weiter verlangsamt.  

Art. 3a Abs. 2 VE-FMG schliesslich ist auch aus dem zusätzlichen 
Grund abzulehnen, dass eine Delegation an den Bundesrat, anstelle 
des Gesetzgebers die Adressaten von FMG-Bestimmungen festzule-
gen, unzulässig ist. 

Vielen Dank für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. Für 
Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 


